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Berufungsbeantwortung

1-fach

1 Rubrik

Eine Gleichschrift der Berufungsbeantwortung wird gemäß § 112 ZPO direkt dem KV  und NIV zugestellt.

1. Zur Erwiderung der in der umseits angeführten Rechtssache gegen das Urteil des LGfZRS Wien vom 28.02.2007, 26 Cg 101/06y verbunden mit 26 Cg 125/06b, am 02.04.2007 erstatteten Berufung, der beklagten Partei zugestellt am 05.04.2007, wird erstattet innerhalb offener Frist nachstehende 
Berufungsbeantwortung:
2. Einleitend ist zum vorliegenden Rechtsmittel der klagenden Parteien festzuhalten, dass dieses nicht gesetzmäßig ausgeführt ist; entgegen dem Neuerungsverbot (§ 482 ZPO) werden Urkunden vorgelegt, welche jedenfalls nicht die geltend gemachten Anfechtungsgründe dartun (vgl. Rechberger – Simotta, Zivilprozessrecht6, Rz 825), zumal diese entweder nicht einmal dem dem erstinstanzlichen Verfahren vorausgehenden Schiedsverfahren zu Grunde lagen bzw. keine Relevanz haben (Schreiben der Alpenländischen Treuhand- und Revisionsgesellschaft m.b.H. vom 10.06.1940; Testament von Ferdinand Bloch-Bauer ex 1942, Brief an Kokoschka ex 1941 ohne Bezug zu diesem Verfahren), noch die klagenden Parteien je die Beschaffung des Schiedsgerichtsaktes beantragt haben (weder in der Klage vom 07.08.2006 noch in der Tagsatzung zur mündlichen Streitverhandlung am 12.12.2006), noch sonst geeignet sind, Verfahrensmängel zu begründen. Releviert werden „unrichtige Beweiswürdigung und unrichtige rechtliche Beurteilung“ (Berufung, Seite, 2, oben), unklar bleibt aber die Zuordnung der Ausführungen zu den geltend gemachten Berufungsgründen, zumal diese nur im Ansatz mit den gesetzlich normierten Berufungsgründen in Übereinstimmung zu bringen sind. Auffällt auch, dass die berufungswerbenden Parteien nun beim Rechtsmittelgericht nachzuholenden „Geschichtsunterricht“ (Berufung, Seite 7, oben) einmahnen, wobei unklar bleibt, wer Adressat dieser Forderung ist; jedenfalls sind diese Ausführungen nicht dazu geeignet, ein begründetes Berufungsvorbringen zu ersetzen, geschweige denn darzustellen. 
3. Zur Berufung selbst wird im Einzelnen Stellung genommen wie folgt:

Zu Beginn ihrer Ausführungen behaupten die berufungswerbenden Parteien quasi allgemeingültig feststellend, gegenständlicher Fall beträfe die „Entziehung des Gemäldes Amalie Zuckerkandl während der Nazizeit“ und die Rückgabeverweigerung der beklagten Partei, wobei der dies feststellende Schiedsspruch ordre public - widrig sei und die Rechtssprechung verletze; der „Einfachheit halber“ werde ein „unbestrittener Sachverhalt“ „zusammengefasst“ (Berufung, Seite 2, unten), der jedoch allein schon deswegen bestritten ist, zumal er weder mit dem Vorbringen der beklagten Partei gemäß Vorbringen im Schiedsverfahren (Klagebeantwortung vom 10.01.2006, insbes. Seite 11 ff.) in Übereinstimmung zu bringen ist   noch mit dem angefochtenen Urteil, welches bezüglich der hier in der Berufung relevierten Festsstellungen auf die Feststellungen des Schiedsspruchs vom 07.05.2006 (Urteil, Seite 11, unten) verweist. Die vom Erstgericht in diesem  Rahmen übernommenen  Feststellungen halten nämlich weder eine „Entziehung“ noch eine „Verweigerung“ fest, sondern wird ausdrücklich festgestellt, dass „das Bild auf Veranlassung von Ferdinand Bloch-Bauer von Dr. Führer freiwillig und ohne Gegenleistung an Hermine Müller–Hofmann herausgegeben worden ist“ (Schiedsspruch, Seite 12, unten). Dass die beklagte Partei mangels Vorliegen der Voraussetzungen nach dem Kunstrückgabegesetz 1998 das gegenständliche Bild nicht herauszugeben verpflichtet ist, ergibt sich ebenso aus dem bereits zitierten Schiedsspruch, Seite 14 f..
Den berufungswerbenden Parteien ist auch der Vorwurf nicht zu ersparen, selbst im vermeintlich „unbestrittenen“ Sachverhalt all jene Elemente auszublenden, die ihrer Interpretation der Ereignisse entgegenstehen: So wird ausgeblendet, dass am 28. Jänner 1939 eine Besichtigung in der Wohnung von Ferdinand Bloch-Bauer in Wien I., Elisabethstraße 18, zum Zweck der Bezeichnung jener Stücke stattfand, für welche eine Ausfuhrbewilligung nicht erteilt werden konnte, wobei sowohl das Gemälde Amalie Zuckerkandl als auch das im weiteren Verlauf von den berufungswerbenden Parteien genannte Bild von Kokoschka (Portrait von Ferdinand Bloch-Bauer) Erwähnung findet.
In dem von Dr. Josef Zykan mit 2. Februar 1939 datierten Bericht über die Besichtigung am 28. Jänner 1939 befinden sich also diese beiden Gemälde, in der Urkunde mit der (historisch unrichtigen Überschrift) „Sammlung Ferdinand Bloch-Bauer, Sicherstellungsbescheide: Zl. 782/ Dsch/ 39 und Zl. 1204/ Dsch/ 39“ (Beil. /LL = ./9) aus dem selben Jahr sind sie jedoch nicht mehr enthalten. Bezüglich des Kokoschka Gemäldes ist aber bekannt, dass dieses via RA Dr. Erich Führer an Ferdinand Bloch-Bauer in die Schweiz gelangte, sodass der Schluss des Schiedsgerichts, nämlich einer Involvierung Dris. Führer bei der Transaktion des Bildes an Hermine Müller Hofmann (Schiedsspruch, Seite 12, unten) durchaus sich nicht nur mit dem Akteninhalt in Übereinstimmung bringen lässt, sondern auch der inneren Logik des Sachverhalts folgt. Unrichtig ist auch das Argument der berufungswerbenden Parteien, das „gesamte(s) Vermögen“ von Ferdinand Bloch-Bauer sei „im Zuge eines Sicherstellungsauftrages vom 14. Mai 1938 von der Steuer- und Finanzbehörde beschlagnahmt“ worden (Berufung, Seite 2, unten), zumal dies nicht dem durch die Aktenlage gedeckten Sachverhalt entspricht; sie selbst sprechen auch noch vom „beschränktem Zugang“ zu seinem Vermögen (Berufung, Seite 4, Mitte).
Die berufungswerbenden Parteien blenden auch vollkommen den weiteren Verlauf des Sachverhaltes während und nach dem Zweiten Weltkrieg aus, insbesondere dass auf Basis der Erinnerungen Dris. Vita Künstler sowie der späteren Erklärungen von Hermine Müller Hofmann es als erwiesen anzusehen ist, dass es nach dem Verkauf zu einem nicht näher bekannten Zeitpunkt um 1.600,-- RM an Dr. Vita Künstler es nachfolgend „ein Rückkaufangebot seitens Vita Künstler an Hermine Müller-Hofmann gegeben hat“ (Schiedsspruch, Seite 10, unten) und dass die Ablehnung eines Rückerwerbes „aus freien Stücken erfolgte“ (Schiedsspruch, Seite 11, Mitte), wobei dies in einem Brief aus dem Jahr 1985 oder 1986 an Luise Gattin Erwähnung findet. Diese geführte Beilage ./22 (bei Beilage ./8) = ./EE ist auch deswegen von zentraler Bedeutung, zumal Hermine Müller Hofmann in diesem Schreiben an die Haupterbin nach Ferdinand Bloch-Bauer – wie das Schiedsgericht ausdrücklich auf Seite 11 des Schiedsspruchs festhält – „ohne erkennbare Bitterkeit oder sonstige Vorbehalte“ in diesem Schreiben gleichsam für alle drei involvierten Personen, nämlich für Hermine Müller Hofmann, Dr. Vita Künstler und Luise Gattin festhält, dass mit der endgültigen testamentarischen Vermachung an die Österreichische Galerie Belvedere eine Lösung vorliegt, welche jedenfalls im Interesse aller ist („damit bin ich ganz zufrieden.“; Schiedsspruch, Seite 11, Mitte).  Die gesamte Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg auszublenden und zu ignorieren, sohin lediglich das Augenmerk auf die Zeit der NS - Ära zu legen, wird dem vorliegenden Sachverhalt – unabhängig von der nicht gegebenen Relevanz für die seitens der berufungswerbenden Partei vermeinte ordre public – Widrigkeit – jedenfalls nicht gerecht, stellt doch gerade das Verhalten der Personen nach dem Zweiten Weltkrieg einen Gradmesser dafür dar, ob und bejahendenfalls welche Bedeutung die Transaktionen in der Kriegszeit hatten, nämlich ob sie auch danach noch von den involvierten Personen als richtig und korrekt angesehen wurden.
Die berufungswerbenden Parteien hingegen versuchen lediglich unter Betonung der NS - Ära sowie vermeintlicher unrichtiger Tatsachenfeststellungen aufgrund unrichtiger Beweiswürdigung, welche jedenfalls keine ordre public - Widrigkeit darstellen (vgl. hiezu zur Vermeidung von Wiederholungen und der Kürze wegen die Klagebeantwortung im erstinstanzlichen Verfahren, bspw. Seite 16, unten, f.; OGH vom 06.09.1990, 6Ob 572/90), die Argumentation lediglich auf eine behauptete „Entziehung“ (Berufung, Seite 2, Mitte) zu fokusieren, wobei jedoch keine qualifizierten Ausführungen im Sinne der von den berufungswerbenden Parteien selbst angesprochener „Rechtssprechung“ im Sinne einer ordre-public - Widrigkeit (Berufung, Seite 2, Mitte) getätigt werden.

Die berufungswerbenden Parteien reduzieren ihre Argumentation lediglich immer wieder auf vermeinte Beweis- und Feststellungsmängel „des Schiedsgerichtes“ (Berufung, Seite 3, Mitte), sei es im Zusammenhang mit der Tätigkeit Dris. Führer, sei es im Zusammenhang mit dem Erwerb des gegenständlichen Bildes durch Hermine Müller-Hofmann, ignorieren hiebei aber, dass diese Mängel („kein Beweis“) nicht geeignet sind, das für eine Überprüfung eines Schiedsverfahrens notwendige Niveau der odre public - Widrigkeit zu erreichen, dies  mangels Verstoßes gegen staatliche Fundamentalnormen (vergleiche hiezu Rechberger-Simotta, Zivilprozessrecht6., Rz 965); auf die diesbezüglichen Ausführungen der beklagten Partei in der Klagebeantwortung wurde bereits verwiesen. Die berufungswerbenden Parteien reduzieren ihre Argumente darüber hinausgehend nur auf die Lehrmeinung von Univ.Prof. Dr. Georg Graf, M.A., gemäß NZ 03/2007, Seite 65 f., sowie auf das Argument der bereits mehrmals geforderten Beweislastumkehr nach dem 3. Rückstellungsgesetz (bspw. Klage, Seite 9, Mitte), übersehen hiebei jedoch, dass es hiefür  - wie unter Punkt 5. noch darzustellen ist - keinen Raum gibt. 

4. Vor jedem weiteren Eingehen auf die im Zusammenhang mit dem Artikel von Graf sowie der begehrten Beweislastumkehr stehenden Fragen ist primär auf das Argument der berufungswerbenden Parteien einzugehen, wonach das Erstgericht zu Unrecht das Bestehen einer aktiven Klagslegitimation verneint habe:
Die berufungswerbenden Parteien berufen sich hiebei auf die Entscheidung des OGH vom 16.12.1981, 6 Ob 741/81, auf jene Entscheidung also, auf welche sie auch ihr Argument aufgrund Anleitung des Erstgerichtes gemäß Tagsatzungsprotokoll vom 12.12.2006, Seite 3, unten, bereits gestützt haben. Dem Erstgericht war daher nicht nur die Entscheidung bekannt, sondern hat es sich darüber hinausgehend auch ausführlich damit im Urteil vom 28.02.2007, Seite 13, Mitte, auseinandergesetzt, mit dem einzig rechtlich richtigem Ergebnis, dass eben dieser Entscheidung für die in diesem Fall zu lösenden Rechtsfrage keine Bedeutung zukommt; der vom Erstgericht hiefür gelieferte Begründung, dass nämlich  bei der Wiederaufnahmsklage bereits  auch die Kläger am wiederaufzunehmenden Verfahren als Parteien beteiligt waren, dies im Unterschied zum hier gegenständlichem Aufhebungsverfahren eines Schiedsspruches, kommt nicht nur Berechtigung zu, sondern ist  dieser Schluss jedenfalls zwingend, zumal die rechtliche Konstruktion dieser beiden Klagstypologien gänzlich unterschiedlich ist. Daran ändert auch nichts, dass die Nichtigkeits- und die Wiederaufnahmsklage im selben, Fünften Teil der ZPO (§§ 529 ZPO ff.), geregelt sind (Klage, Seite 5, Mitte), zumal eben das schiedsrichterliche Verfahren und die Aufhebungsklage erst nachfolgend viel später in einem eigenen, Vierten Abschnitt der ZPO (§§ 577 ff. ZPO), geregelt sind, womit auch der Unterschied dieser Klagstypologien unterstrichen wird.

Mit Recht verweist das Erstgericht auf die ständige Rechtssprechung, wonach Personenmehrheiten, die in einem Rechtsstreit über den einem schiedsgerichtlichen Verfahren unterworfenen Streitgegenstand eine Einheitliche Streitpartei nach § 14 ZPO gebildet haben bzw. hätten, auch im Rechtsstreit über das Begehren auf Aufhebung des Schiedsspruches eine Einheitliche Streitpartei bilden (Urteil, Seite 12, unten). Diese Begründung des Erstgerichts, auch in Verfolgung der Argumentation der beklagten Partei gemäß Klagebeantwortung vom 27.09.2006, Seite 12 f., wonach die Erbengemeinschaft nach Ferdinand Bloch-Bauer, bestehend eben aus Maria V. Altmann, Francis Gutmann, Univ.Prof. DDr. Nelly Auersperg sowie den lediglich die Aufhebungsklage anstrengenden George Bentley und Trevor Mantle, eine Einheitliche Streitgenossenschaft im Sinne des § 14 ZPO darstellen, gründet vor allem auf der zitierten Entscheidung des OGH vom 24.03.1988, 6 Ob 1512/88 (zitiert nach RdW 1988, Seite 388), sowie auch in den grundsätzlichen Ausführungen zur Einheitlichen Streitpartei (vgl. Rechberger-Simotta, Zivilprozessrecht6, Rz 201, samt weiteren Nachweisen gemäß Zitaten in der bereits angeführten Klagebeantwortung) sowie auch darauf, dass ein anderes Ergebnis allein schon denkmöglich nicht vorstellbar ist:

Bedenkt man nämlich, dass in concreto lediglich 25 % der Erbengemeinschaft nach Ferdinand Bloch-Bauer gegenständlichen Prozess auf Aufhebung des Schiedsspruches angestrengt haben, nämlich nur George Bentley und Trevor Mantle, die anderen 75 % der Erbengemeinschaft, nämlich Maria V. Altmann, Francis Gutmann und Univ.Prof. DDr. Nelly Auersperg, von der Möglichkeit der Einbringung einer Aufhebungsklage nach § 595 ZPO Abstand genommen haben und durch Fristablauf des § 596 Abs. 2 leg. cit. auch davon nicht mehr Gebrauch machen werden, so ergibt sich, dass Dreiviertel der Erbengemeinschaft nach Ferdinand Bloch-Bauer jedenfalls mit dem Ergebnis des Schiedsverfahrens in der causa Porträt „Amalie Zuckerkandl“ einverstanden waren und sohin den Schiedsspruch – wie auch im Arbitration Agreement (Punkt 2. und 7.) und im Joinder Agreement (Punkt 4.) festgehalten – als eine endgültige, nicht dagegen berufbare und verbindliche Entscheidung zur vollständigen und endgültigen Beilegung sämtlicher Ansprüche aus gegenständlicher causa akzeptieren.

Da sohin der Schiedsspruch zwischen 75 % der Erbengemeinschaft nach Ferdinand Bloch-Bauer und der beklagten Partei bereits nach Ablauf der Frist des § 596 Abs. 2 ZPO inter pares Rechtskraft entfaltet und sohin für diese Parteien als endgültige Entscheidung über ihre Ansprüche unanfechtbar rechtsverbindlich feststeht, ist es daher allein auch bei einem unteilbaren Streitgegenstand - wie es eben ein Gemälde darstellt – denkunmöglich, 25 % der Erbengemeinschaft, herausgelöst aus einer Einheitlichen Streitpartei, Sonderrechte einzuräumen, zumal auch der beklagten Partei aufgrund der Rechtskrafts- und Bindungswirkung gegen die den Schiedsspruch anerkannt habenden 75 % der Erbengemeinschaft eine Disposition über den Streitgegenstand genommen ist. Verfolgt man die Argumentation der beiden berufungswerbenden Parteien, so ergib sich jedenfalls, dass der Interessensgegensatz zwischen ihrer Position und den anderen 75 % der Erbengemeinschaft nach Ferdinand Bloch-Bauer rechtlich nur zugunsten der den Schiedsspruch anerkannt habenden Personen der Erbengemeinschaft, die auch in der Mehrheit sind, aufgelöst werden kann. Die ratio der einheitlichen Streitpartei dient eben genau der Vermeidung einer ansonsten nicht auflösbaren Fallkonstellation. 
Die Rechtsrüge bezüglich der Verneinung der aktiven Klagslegitimation der berufungswerbenden Parteien George Bentley und Trevor Mantle durch das Erstgericht ist daher unbegründet und erweist sich als verfehlt. 

5. Wie bereits unter Punkt 3., Ende, kurz erwähnt, reduzieren sich die unter Punkt 2. der Berufung (Seite 5, unten, f.) getätigten Ausführungen auf den Artikel von Graf sowie auf die auch in der Klage geforderte Beweislastumkehr nach dem 3. Rückstellungsgesetz vom 06.02.1947, BGBl. 541/1947 idgF, sowie – und dies ist jedenfalls bemerkenswert – auf eine historische Komponente. 
5.1. Eingangs noch wird unter dem Titel einer vermeinten, unrichtigen Sachverhaltsdarstellung aufgrund unrichtiger rechtlicher Beurteilung (Verstoß gegen ordre public) auf die Bestimmung des § 595 Abs. 1 ZPO hingewiesen, wonach ein Schiedsspruch aufzuheben ist, soferne er mit den Grundwertungen der österreichischen Rechtsordnung unvereinbar ist (richtigerweise § 595 Abs. 1 Z. 6 leg. cit.); richtigerweise – vgl. hiezu die Ausführungen der beklagten Partei in der Klagebeantwortung vom 27.09.2006, Seite 17 f., – werden darunter „vor allem die tragenden Grundsätze der Bundesverfassung, des Straf-, Privat- und Prozessrechts, aber auch des öffentlichen Rechts verstanden“, wobei „maßgebend für die in diesem Rahmen mögliche Überprüfung nicht die Begründung (ist), sondern das Ergebnis des Schiedsspruches. Der Kreis der durch die Rechtsordnung geschützten Grundwertungen ist enger als der Bereich des zwingenden Rechts“ (vgl. Rechberger-Simotta, a.a.O., Rz 965).
Unabhängig davon, dass in concreto nicht von einer Entziehung gesprochen werden kann, zumal „sich aus den (unbekämpfbaren) Feststellungen des Schiedsgerichts ergibt, dass der für die Rückstellung zwingend notwendige Kausalzusammenhang zwischen NS-Regime und dem Übergang des Bildes von Ferdinand Bloch-Bauer an Hermine Müller Hofmann nicht gegeben ist“ (Urteil, Seite 20, unten), reduzieren sich die berufungswerbenden Parteien lediglich darauf, dass eine nicht erfolgte Rückstellung von während der NS-Zeit entzogenem Vermögen aufgrund von „für die österreichische Rechtsordnung zentrale(n) Bedeutung“ (Berufung, Seite 6, oben) zur ordre public - Widrigkeit führe. 
Eine Begründung hiefür fehlt. Auch durch den Hinweis auf den Staatsvertrag von Wien vom 15.05.1955, BGBl. 1955/152, (Art. 26) ist nichts zu gewinnen, da diese Bestimmung nur darauf abstellt, „soweit solche Maßnahmen noch nicht getroffen worden sind“ (Z. 1), und daher auch nicht den gegenständlichen Regelungsbereich umfasst.
Nicht nur mangelt es der Berufung an der auf Seite 2, Mitte, hiezu genannten und als Begründung angebotenen „Rechtsprechung“, sondern ist hiezu auch aus dem Artikel Grafs – wie noch darzustellen ist – in Wahrheit nichts zu gewinnen.
Eine unrichtige Sachverhaltsdarstellung ist jedenfalls aus den Ausführungen der Berufung nicht zu gewinnen, auch nicht die Darstellung des demnach „richtigen“ Sachverhalts, und bleibt auch unklar, wohin die Aufzeigung von generellen, historischen Fragestellungen („Vernachlässigung historischer Umstände“) in einer Rechtsmittelschrift, Berufung, Seite 6, oben f., führen soll:
5.2. Vorgeworfen wird – wohl dem Erstgericht – eine „verharmlosende Einschätzung der Ereignisse während des NS-Regimes“ sowie mangelnde Sensibilität, „wie man zu dieser Zeit steht“, dann wird die rechtliche Beurteilung wieder davon abhängig gemacht, „wie man den Umgang des NS-Regime mit den von ihm verfolgten Personen beurteilt“; diese „Wahrnehmung“ hänge „wieder davon ab, wie und in welcher Intensität man sich mit der Zeit des NS-Regimes in Österreich befasst“ habe (Berufung, Seite 6, Mitte und unten). Die berufungswerbenden Parteien vermeinen daher, dass „in der Verhandlung der Geschichtsunterricht, der die NS-Zeit betrifft, durch Beweisanbote nachgeholt werden“ müsse (Berufung, Seite 7, oben), freilich auch nur ohne ein solches Beweisanbot – unabhängig von der Zulässigkeit – zu stellen; da fehlendes historische Wissen „unter dem Begriff der unrichtigen rechtlichen Beurteilung zu subsumieren“ sei, seien daher jetzt diese Ausführungen geboten. Weiters stelle die „vom Schiedsgericht getroffene und vom Erstgericht bestätigte Feststellung“ „eine Verharmlosung dieser Zeit dar“, wobei es sich „offensichtlich um ein Vorurteil“ (Berufung, Seite 7, Mitte) handle. 
Unabhängig davon, dass sowohl das Schiedsgericht als auch das Erstgericht feststellen, „dass die Kläger unstreitig zu den verfolgten Personen gehörten“ (zitiert nach dem Urteil, Seite 18, oben), sohin das dem Erstgericht unterstellte Verharmlosen der Verfolgungslage und die Unkenntnis dieser Zeit in den gerichtlich getroffenen Feststellungen keine Deckung findet, ist auch zu bemerken, dass im gegenständlichen Rechtsmittelverfahren die Überprüfung eines erstinstanzlichen Urteils betreffend der Abweisung der Aufhebung eines Schiedsspruches gemäß § 595 Abs. 1 Zif. 6 ZPO durchzuführen ist, sodass lediglich zu prüfen ist, ob das Erstgericht auf Basis der getroffenen Feststellungen und der angezogenen Gesetzesstelle eine rechtlich korrekte Beurteilung des Sachverhaltens getroffen hat.
5.3. Zu bemerken ist auch, dass – über allgemein historische Ausführungen hinaus – die berufungswerbenden Parteien keine konkreten, sachverhaltsbezogenen Ausführungen tätigen, insbesondere Ausführungen dahingehend, auf welchen Beweisergebnissen gestützt sie zu der von ihnen vermeinten Sachverhaltsgrundlage kommen; dass behauptete unrichtige Tatsachenfeststellungen aufgrund behaupteter unrichtiger Beweiswürdigung bzw. auch vermeinter unrichtiger Anwendung von Erfahrungssätzen (wie im Gegenstande durch historische Ausführungen releviert), sohin vermeinte Feststellungsmängel im Zusammenhang mit der Transaktion des Gemäldes „Amalie Zuckerkandl“ von Ferdinand Bloch-Bauer an Müller Hofmann/ Hermine Müller Hofmann nicht das Niveau einer ordre  public - Widrigkeit erreichen, wurde – um Wiederholungen zu vermeiden – bereits ausführlich in der Klagebeantwortung, Seite 17 f., dargestellt. Eine vermeinte, unrichtige rechtliche Beurteilung reicht jedenfalls nicht aus (Stohanzl, JN-ZPO15, § 595 E. 16 swN, E. 35. E. 40). In diesem Kontext ist auch die Ausführung, die „diesbezüglichen Feststellungen des Schiedsgerichtes“ bewegten „sich im Bereich der Phantasie, zumal alle bekannten Tatsachen dagegen sprechen“ (Berufung, Seite 9, oben; bezogen auf einen anderen historischen Verlauf statt dem Anschluss), zu sehen, welche rein spekulativ ist, zumal auch dafür die berufungswerbenden Parteien kein konkretes Argument vorbringen können, sondern selbst nur Vermutungen anstellen können.

5.4. Zu betonen ist nochmals, dass die berufungswerbenden Parteien ihre Meinung statt – wie angekündigt (Berufung, Seite 2, Mitte) – nicht auf die angekündigte „Rechtsprechung“ stützen, sondern lediglich auf den bereits genannten und wohl nicht ganz zufällig erst jüngst erschienen Artikel von Graf.
Grafs Artikel (NZ 03/2007, Seite 65 f.), dessen Wortwahl in der Beurteilung des Schiedsspruches und der Schiedsrichter es einer gewissen Schärfe nicht mangelt (Vorwurf des Verstoßes „gegen elementare Vorgaben juristischer Methodik“; Seite 67, r. Sp., unten; „verblüffende(r) methodische(r) Naivität“; Seite 68, r. Sp., oben), dem aber der Vorwurf nicht zu ersparen ist, selbst äußerst selektiv mit den ihm vorliegenden Dokumenten des Verfahrens umzugehen, indem er offensichtlich bewusst wesentliche Dokumente der Nachkriegszeit nicht in seine Betrachtung einbezieht, bleibt aber selbst die entscheidende Antwort, ob in concreto eine ordre public - Widrigkeit vorliege, schuldig. Er selbst führt nämlich nur aus (Artikel, Seite 78, r. Sp., Mitte): „Eine Untersuchung, ob die Voraussetzungen für eine erfolgreiche Geltendmachung dieser Klage gegeben sind, würde den Rahmen der vorliegenden Arbeit sprengen“. Mit dieser Klage ist die auf Aufhebung des Schiedsspruchs abzielende gemeint.
Die von den berufungswerbenden Parteien nicht auf „Rechtsprechung“, sondern ausschließlich auf den Artikel von Graf aufbauende Argumentation findet daher nicht einmal in dem genannten Artikel Deckung; Graf selbst vermeint nur weiters (Artikel, Seite 78, r. Sp., unten), es sei „durchaus angezeigt, sie (nämlich die Rückstellungsgesetzgebung) sie zu den Grundwertungen der österreichischen Rechtsordnung zu zählen.“ Als Begründung führt er eine vermeinte „eminente Bedeutung“ an. Gerade unter Berücksichtigung der von ihm  angezweifelten wissenschaftlichen Redlichkeit der Schiedsrichter wäre es aber angezeigt, dieses Argument nicht nur pauschal vorzutragen, sondern deduzierend näher darzustellen.
 Außer der angesprochenen Bedeutung bringt jedenfalls der Artikel von Graf kein Argument, welches das Vorbringen der berufungswerbenden Parteien stützt; ein Verstoß gegen „tragende Grundsätze“ (vgl. Rechberger-Simotta, a.a.O., Rz 965) ist jedenfalls durch den Artikel von Graf nicht dargestellt; auch die berufungswerbenden Parteien lassen diesbezüglich jegliche Argumentation missen.
Ebenso ist mit dem Hinweis auf das Verbotsgesetz (Berufung, Seite 7, unten) nichts für die berufungswerbenden Parteien zu gewinnen, zumal ein Verfassungsrang nicht darüber abspricht, ob eine Norm zu den „tragenden Grundsätzen“ (Rechberger-Simotta, a.a.O., Rz 965), sohin zu den Fundamentalbausteinen der österreichischen Rechtsordnung, zählt.
5.6. Stellung zu nehmen ist jedoch zur wiederkehrend behaupteten ordre public - Widrigkeit wegen vermeintlicher „Missachtung der Beweislastverteilung“ (Berufung, Seite 8 f.) und ist eingangs zu bemerken, dass hiezu bereits auch in der Klagebeantwortung, Seite 20, unten f., ausführlich Stellung genommen worden ist, wonach eben das Bundesgesetz über die Rückgabe von Kunstgegenständen aus den Österreichischen Bundesmuseen und Sammlungen, BGBl. I Nr. 181/1998, in der hier interessierenden Passage lediglich zur Tatbestandseingrenzung auf das Bundesgesetz über die Nichtigerklärung von Rechtsgeschäften und sonstigen Rechtshandlungen, die während der deutschen Besetzung Österreichs erfolgt sind, BGBl. Nr. 106/1946, vom 15.05.1946 abstellt (§ 1 Z. 2 des Kunstrückgabegesetzes), nicht jedoch auf das 3. Rückstellungsgesetz, BGBl. Nr. 54/1947. 

Grund ist eben, dass das Kunstrückgabegesetz selbst damit den Rahmen abstecken wollte, nicht jedoch andere Bestimmungen der Rückstellungsgesetzgebung berücksichtigen wollte, zumal auch nicht ersichtlich ist, warum gerade die Bestimmung der im 3. Rückstellungsgesetz normierten Beweislast Eingang gefunden haben sollte. Hinzukommt, dass es sich hiebei – bezogen auf die in diesem Verfahren beklagte Partei – wohl um eine besondere Form einer probatio diabolica sui generis handeln müsste, zumal eben nicht die beklagte Partei durch das von den berufungswerbenden Parteien insinuierte, sie benachteiligende Rechtsgeschäft bzw. der behaupteten „Enziehung“ bereichert gewesen ist, sondern Amalie Zuckerkandl selbst bzw. die Familie Müller Hofmann und nachfolgend Dr. Vita Künstler, welche auch nach dem Zusammenbruch des Dritten Reichs Eigentümerin des gegenständlichen Bildnisses bis zum Schenkungsvertrag im Jahre 1988 an die beklagte Partei gewesen ist. Die beklagte Partei verfügte daher erst seit dem Jahr 1988 über das Eigentum an gegenständlichem Bild, von ihr Nachweise über Vermögensübertragungen aus 40 Jahre davorliegenden Vorgängen zu verlangen, kann wohl nicht rechtskonform sein und ist jedenfalls nicht durch die maßgebliche Bestimmung des Kunstrückgabegesetzes 1998 gedeckt. 
Gerade von der gegenständlichen Konstellation ausgehend, dass nämlich die heutige Eigentümerin sich bezüglich einer Vermögensübertragung, an welcher sie nicht beteiligt gewesen ist, „frei beweisen“ müsse (Berufung, Seite 8, unten), kann wohl nicht ernsthaft eine Beweislastumkehr argumentiert werden und diese auch nicht rechtskonform sein; auch in diesem Punkte erweist sich daher die Rechtsrüge mangels Möglichkeit der Beweiserbringung durch die beklagte Partei als verfehlt; Unmögliches kann nicht verlangt werden, ein Verstoß gegen tragende Grundsätze der Rechtsordnung, welcher zur ordre public - Widrigkeit führen könnte, scheidet daher schon allein denkmöglich aus. Es ist wohl dem Gesetzgeber nicht zu unterstellen, dass die Erbringung von Unmöglichem ein tragender Grundsatz des Gemeinwesens ist. 
Für das Argument, es läge „also am Erwerber, sich frei zu beweisen,“ (Berufung, Seite 8, unten) ist also kein Raum, ebenso wenig für die „richtig (e)“ Darlegung von Graf, wonach sich der Gesetzgeber am „typischen Geschehnisablauf“ zu orientieren habe, zumal auch ein solcher gar nicht vorliegt. 
Zu bemerken ist noch, dass auch das Erstgericht im Urteil vom 28.02.2007, Seite 18, unten f., sich ausführlich mit der Frage der insinuierten Beweislastumkehr im Detail auseinandergesetzt und zu Recht ausgeführt hat, „wenn jedoch das Schiedsgericht die Kausalität zwischen der Über- bzw. Rückgabe des Bildes von Ferdinand Bloch-Bauer an Hermine Müller Hofmann und dem NS-Regime nicht feststellt (was im Aufhebungsverfahren nicht releviert werden kann), so ist in der Nichtanwendung des 3. RückstellungsG kein ordre- public-widriger Rechtsirrtum zu sehen, weil dieses wenn überhaupt nur dann zur Awendung gelangt, wenn die Tatbestandsvoraussetzungen des § 1 NichtigkeitsG bejaht werden (Urteil, Seite 21, Mitte). Vielmehr wird festgestellt, „dass das Bild auf Veranlassung von Ferdinand Bloch-Bauer von Dr. Führer freiwillig und ohne Gegenleistung an Hermine Müller Hofmann herausgegeben bzw. zurückgegeben worden ist“ (Urteil, Seite 20, unten). 
All diese Ausführungen des Erstgerichts zur behaupteten ortre public-Widrigkeit ignorieren die berufungswerbenden Parteien, statt dessen entwerfen sie losgelöst von gegenständlichem Sachverhalt und den gesetzlichen Limitierungen einer Aufhebungsklage gem. § 595 ZPO ein eigenes Rechtssystem, ohne die konkreten Gegebenheiten des gegenständlichen Falles zu berücksichtigen; eine Beweislastumkehr zu Lasten einer in die Vorgänge der Vermögenstransaktion von Ferdinand Bloch-Bauer zugunsten Hermine Müller Hofmann und nachfolgend zugunsten Dr. Vita Künstler nicht involvierten dritten Person kann jedenfalls nicht rechtmäßig sein, sodass auch eine ordre public - Widrigkeit ausscheidet; ein Verstoß gegen Staatsfundamentalnormen liegt sohin nicht vor und ist es den berufungswerbenden Parteien auch nicht gelungen, Argumente in gesetzmäßiger Ausführung der Berufung gegen die zu Recht erfolgte Abweisung einer Aufhebungsklage nach § 595 ZPO durch das Erstgericht in Senatsbesetzung vorzubringen.

Die  Rechtsrüge erweist sich daher als verfehlt.
6. Gestellt werden sohin nachfolgende
Anträge:
1. Vorlage dieser Berufungsbeantwortung an das Oberlandesgericht Wien als Berufungsgericht;
2. dieses wolle der Berufung der berufungswerbenden Parteien keine Folge geben und das Urteil bestätigen sowie
3. die klagenden Parteien auch zum Ersatz der Kosten des Berufungsverfahrens an die beklagte Partei verhalten. 
Wien, am 26. April 2007

Im Auftrag:

Dr. Gottfried Toman

An Kosten werden verzeichnet:

Berufungsbeantwortung TP 3B
€
830,30
zzgl. 150 % ES
€
1.245,45
10 % StGZ
€
207,57
insgesamt
€
2.283,32
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